
FÜR UNTERNEHMER

Neue Regeln für Leiharbeit,
Werkverträge und Interimsmanagement
Die wichtigsten Regelungen im Einzelnen:

Leiharbeit: Wichtigste Neuerung ist die gesetzl iche Re-
gelung zu Equal Pay nach neun Monaten. Leiharbeitneh-
mer sollen spätestens nach neun Monaten den gleichen
Lohn erhalten wie vergleichbare Stammarbeitnehmer.
Bestehende Branchenzuschlagstarifverträge können fort-
geführt und weiterentwickelt werden. Diese sehen bei
Einsätzen in bestimmten Branchen bereits jetzt in den
ersten neun Monaten eine stufenweise Steigerung des
Lohns vor. Leiharbeitnehmer erhalten dann bereits in den
ersten Einsatzmonaten mehr Geld. Daher schafft der Ge-
setzentwurf auch hier die Möglichkeit, vom Grundsatz der
gleichen Bezahlung länger abzuweichen, wenn Bran-
chenzuschlagstarifverträge der Zeitarbeitsbranche beste-
hen. Diese Branchenzuschlagstarifverträge müssen
jedoch soziale Voraussetzungen erfül len: Erstens müssen

die Zuschläge spätestens nach sechs Wochen einsetzen.
Zweitens muss nach spätestens 1 5 Monaten ein Lohn er-
reicht werden, der von den Tarifvertragsparteien der Zeit-
arbeitsbranche als gleichwertig mit dem tarifvertragl ichen
Lohn der Einsatzbranche festgelegt wird. Durch die stu-
fenweise Erhöhung profitieren insbesondere Leiharbeit-
nehmer mit einer kürzeren Einsatzdauer.

Zweiter wichtiger Baustein ist die Einführung einer Über-
lassungshöchstdauer von grundsätzl ich 1 8 Monaten. Da-
mit müssen Leiharbeitnehmerinnen und Leiharbeitnehmer
nach 1 8 Monaten, wenn sie weiterhin im gleichen Entleih-
betrieb arbeiten sollen, von diesem übernommen werden.
Soll dies nicht geschehen, so müssen sie vom Verleiher
aus diesem Entleihbetrieb abgezogen werden. Tarifpartner
in den einzelnen Einsatzbranchen können sich durch
einen Tarifvertrag auf eine längere Überlassung einigen.
Auch nicht tarifgebundene Entleiher erhalten die Möglich-
keit, im Rahmen der in ihrer Branche geltenden tarifl ichen
Vorgaben die Überlassungshöchstdauer zu verlängern.
Sie können dazu entweder einen Tarifvertrag mit einer
festgelegten Überlassungshöchstdauer eins zu eins mit-
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Editorial

Die neuen Regeln zur Leiharbeit werden den Arbeitsmarkt
ganz schön durcheinander würfeln. Werk- und Arbeits-
verträge müssen angepasst, Tarifvereinbarungen neu gere-
gelt und in vielen Fällen muss schnell gehandelt werden.
Übrigens auch für Interimsmanager gelten in Zukunft die
neuen Regeln.

Alle Unternehmen mit Ex- und Importbezügen sollten sich
schnellstens auf den neuen Zollkodex für die EU einstellen.
Er zieht eine totale Digitalisierung des Belegwesens nach
sich.

Nimmt ein Kind nach Abschluss einer kaufmännischen Aus-
bildung ein Studium auf, das eine Berufstätigkeit voraus-

 

setzt, ist das Studium nicht integrativer Bestandteil einer ein-
heitlichen Erstausbildung. Das hat der Bundesfinanzhof ent-
schieden und damit dem Kläger das Kindergeld versagt.

Das Konto für Jedermann: Ab 19. Juni hat jeder Bürger das
Recht auf ein Girokonto. Genaueres dazu finden Sie im
Artikel auf Seite 4.

Die Kaufprämie für E-Mobile beschäftigt den Markt. Ob die
Käuferzahlen steigen, muss sich noch zeigen. Woher die
Prämie kommt, können Sie aber hier schon lesen.

Mit freundlichen Grüßen

SEITE 1



tels Betriebsvereinbarung nachzeichnen oder eine Öff-
nungsklausel im Tarifvertrag für Betriebsvereinbarungen
nutzen. Voraussetzung ist, dass der Tarifvertrag für die
Einsatzbranche repräsentativ ist. Legt der Tarifvertrag für
eine solche betriebl iche Öffnungsklausel selbst keine
konkrete Überlassungshöchstdauer fest, können tarifun-
gebundene Entleiher bei Nutzung der Öffnungsklausel
nur eine Überlassungshöchstdauer von maximal 24 Mo-
naten vereinbaren. Legt der Tarifvertrag eine konkrete
Überlassungshöchstdauer für die Öffnungsklausel fest
(z. B. „48 Monate“), können auch tarifungebundene Ent-
leiher die Öffnungsklausel in vol lem Umfang nutzen,
wenn sie eine Betriebsvereinbarung abschließen. Des
Weiteren wird der Einsatz entl iehener Arbeitnehmerinnen
und Arbeitnehmer als Streikbrecherinnen und Streikbre-
cher verboten.

Werkverträge: Die vorgesehenen Regelungen ändern
das Werksvertragsverhältnis durch die Pfl ichten zur Of-
fenlegung der Arbeitnehmerüberlassung und die damit
verbundene Abschaffung der sogenannten „Vorrats-
verleiherlaubnis“. Damit wird Arbeitgebern, die vermeintl i-
che Werkverträge zur Umgehung arbeitsrechtl icher
Schutzstandards einsetzen, die Möglichkeit entzogen, ihr
Verhalten nachträgl ich als Leiharbeit „umzudeklarieren“
und damit zu legalisieren. Damit sol len missbräuchliche
Gestaltungen des Fremdpersonaleinsatzes durch Be-
schäftigung in vermeintl ich selbstständigen Dienst- oder
Werkverträgen verhindert werden.

Interimsmanager: Interimsmanager sollten sich auch auf
neue Vertragsverhältnisse einstel len, denn sie dürfen zu-
künftig keinen Tag länger als 1 8 Monate an einem Projekt
arbeiten, sonst muss sie das Unternehmen anstel len.

Gesetzentwurf unter Googlel ink: http: //goo.gl/dNLQlF

Quelle: BMAS

Nutzungsausfal lentschädigung für
bewegliches Betriebsvermögen immer
Betriebseinnahme
Die Nutzungsausfal lentschädigung für ein Wirtschaftsgut
des Betriebsvermögens ist selbst dann im vollen Umfang
Betriebseinnahme, wenn das Wirtschaftsgut tei lweise
auch privat genutzt wird. Das hat der Bundesfinanzhof
(BFH) mit Urtei l vom 27. Januar 201 6 (X R 2/1 4) ent-
schieden.

Der Kläger, ein selbstständiger Versicherungsagent, hielt
ein Fahrzeug im Betriebsvermögen, das er auch privat
nutzte. Für einen Nutzungsausfal l aufgrund eines Unfal ls
erhielt er von der Versicherung des Unfal lverursachers ei-
ne Entschädigung. Das Finanzamt (FA) behandelte diese
uneingeschränkt als Betriebseinnahme.

Der Kläger machte demgegenüber geltend, dass der Un-
fal l sich auf einer Privatfahrt ereignet habe und er außer-
dem für die Zeit des Nutzungsausfal ls kein
Ersatzfahrzeug angemietet, sondern Urlaub genommen
habe.

Der BFH gab dem FA Recht. Bewegliche Wirtschaftsgüter
sind selbst dann, wenn sie gemischt genutzt werden, un-
getei lt entweder Betriebsvermögen oder Privatvermögen.
Vereinnahmt der Steuerpfl ichtige im Zusammenhang mit
Schäden am Wirtschaftsgut Ersatzleistungen, richtet sich
die steuerl iche Beurtei lung nach der Zuordnung des Wirt-
schaftsguts. Das gilt unabhängig davon, bei welcher Ge-
legenheit der Schaden entstanden ist und wie der
Steuerpfl ichtige auf den Schaden reagiert.

Quelle: PM BFH

Umsatzsteuersatz für die Beförderung
von kranken und verletzten Personen
mit Taxen und Mietwagen
Mit mehreren Urtei len hatte sich der Bundesfinanzhof
(BFH) mit der Anwendung des ermäßigten Umsatzsteuer-
satzes nach § 1 2 Abs. 2 Nr. 1 0 UStG auf Leistungen aus
der Beförderung von kranken und verletzten Personen
mit Taxen und Mietwagen geäußert. Danach hat der BFH
grundsätzl ich die Auffassung vertreten, nach der die
Steuerermäßigung nicht für von Mietwagenunternehmern
erbrachte Leistungen gilt, sondern grundsätzl ich nur für
Taxiunternehmen. Die Steuerermäßigung ist jedoch nach
dem Urtei l XI R 39/1 0 anwendbar, wenn von einem Miet-
wagenunternehmer durchgeführte Krankentransporte auf
der Basis von mit Krankenkassen geschlossenen Son-
dervereinbarungen beruhen.

Daneben hat der BFH entschieden (V R 4/1 5), dass es
für die Steuerermäßigung unbeachtl ich ist, wenn der Un-
ternehmer die Personenbeförderungsleistung nicht selbst
durchführt, sondern durch einen Subunternehmer durch-
führen lässt. Der Gesetzgeber hat jetzt daraufhin aktuel l
in einem Umsatzsteuer-Anwendungserlass entsprechen-
de Passagen geändert und an die Rechtsprechung ange-
passt.

Quelle: BMF-Schreiben vom 1 8. Mai 201 6

LESEZEICHEN

Neuer Zollkodex für die EU
Seit 1 . Mai 201 6 gilt ein neuer Zollkodex für die EU mit
umfangreichen Neuerungen bei der Zoll- und Exportab-
wicklung. Danach werden alle Zollverfahren digital isiert.
Mehr dazu unter https://www.ihk-koeln.de/1 24660.

FÜR BAUHERREN UND VERMIETER

Kaufpreisauftei lung auf Grund und
Boden sowie Gebäude:
Sachwertverfahren vorrangig
Das Finanzgericht Düsseldorf hat die Klage einer Haus-
besitzerin abgewiesen, die Eigentümerin eines mit einem
Wohnhaus bebauten Grundstücks in exponierter Lage ist.
Für dessen Erwerb hatte sie einen Gesamtkaufpreis von
1 ,7 Mio. EUR gezahlt. Im Jahr der Anschaffung und im
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Folgejahr l ieß sie Instandsetzungs- und Modernisierungs-
arbeiten ausführen. Die Kosten hierfür machte sie als
Werbungskosten geltend. Das Finanzamt (FA) versagte
den sofortigen Abzug als Erhaltungsaufwand, weil die
Grenze von 1 5 % der Anschaffungskosten des Gebäudes
überschritten sei (anschaffungsnahe Herstel lungskosten).
Unter Anwendung des Sachwertverfahrens ermittelte ein
Bausachverständiger im Auftrag des FAs einen Gebäude-
antei l an den Gesamtanschaffungskosten von 58 %. Mit
dem Einspruch machte die Klägerin geltend, dass die
Auftei lung der Anschaffungskosten auf Grund und Boden
sowie Gebäude nach dem Ertragswertverfahren vorzu-
nehmen sei. Denn bei dem Grundstück handele es sich
um ein Renditeobjekt, bei dem der nachhaltig erzielbare
Ertrag für die Werteinschätzung am Grundstücksmarkt im
Vordergrund stehe. Dem ist das FA entgegengetreten.

Das Finanzgericht Düsseldorf hat die Klage abgewiesen.
Entgegen der Auffassung der Klägerin sei die Kaufpreis-
auftei lung anhand der im Sachwertverfahren ermittelten
Verkehrswerte vorzunehmen. Bei Mietwohngrundstücken
im Privatvermögen habe die Auftei lung nach der Recht-
sprechung des Bundesfinanzhofs grundsätzl ich im Sach-
wertverfahren zu erfolgen. Dem Steuerpfl ichtigen stehe
es aber frei, durch ein im Ertragswertverfahren erstel ltes
Gutachten darzulegen, dass die Auftei lung der Anschaf-
fungskosten im Sachwertverfahren wesentl ich von der im
Ertragswertverfahren abweiche. Dann habe das Finanz-
gericht die Angemessenheit der im Sachwertverfahren er-
mittelten Werte zu prüfen.

Die Entscheidung im Volltext: https://goo.gl/OdybIF.

FÜR HEILBERUFE

Bundessozialgerichtsurtei l erleichtert
Pflege bei Auslandsurlaub
Der für die Pflegeversicherung zuständige 3. Senat des

Bundessozialgerichts hat am 20. Apri l 201 6 – anders als
die Vorinstanzen – entschieden, dass die Pflegekasse die
entstandenen Fahrt- und Unterkunftskosten auch im Aus-
land zu erstatten hat.

Hintergrund: Der 1 4-jährige pflegebedürftige Kläger
machte mit seiner Famil ie Urlaub in der Schweiz. Wäh-
rend die Mutter des Klägers, die ihn ansonsten pflegt, Ski

fuhr, übernahm der mitreisende Großvater stundenweise
die Pflege des Klägers. Die beklagte Pflegekasse zahlte
das Pflegegeld weiter. Die beantragte Erstattung der
Fahrt- und Unterkunftskosten für den Großvater in Höhe
von 279 EUR wurde aufgrund des Auslandsaufenthalts
abgelehnt.

Während Leistungen der Pflegeversicherung für die Zeit
eines Aufenthaltes im Ausland grundsätzl ich ruhen, sieht
das Gesetz unter anderem für das Pflegegeld eine Aus-
nahme von diesem Grundsatz vor. Das Pflegegeld wird
bei vorübergehendem Auslandsaufenthalt von bis zu
sechs Wochen weitergewährt. Zum „Pflegegeld“ im Sinne
dieser Vorschrift gehört auch das „Verhinderungspflege-
geld“, das bei zeitweil iger Verhinderung der Pflegeperson
für Kosten der Ersatzpflege gezahlt wird. Nach Zweck,
Funktion und Ausgestaltung der Leistungen bei Verhinde-
rung der Pflegeperson treten diese an die Stel le des Pfle-
gegeldes und ersetzen es, auch wenn seit dem 30.
Oktober 201 2 für längstens vier Wochen die Hälfte des
Pflegegeldes während der Verhinderungspflege fortge-
währt wird. Wird die Ersatzpflege durch nicht erwerbsmä-
ßig pflegende Angehörige des Pflegebedürftigen erbracht,
orientiert sich die Höhe des Verhinderungspflegegeldes
am Pflegegeld in Abhängigkeit von der jeweil igen Pflege-
stufe. Das gilt auch für die als Nebenleistung anzusehen-
de Erstattung notwendiger Aufwendungen wie Fahrt- und
Unterkunftskosten, die die Verhinderungspflege im Fall
der Ersatzpflege durch nahe Angehörige erst ermöglichen
soll . Da die Leistungen der Verhinderungspflege insge-
samt einen Betrag von damals 1 470 EUR (heute: 1 61 2
EUR) im Kalenderjahr für längstens vier Wochen (heute:
sechs Wochen) nicht übersteigen dürfen, die Kostener-
stattung für notwendige Aufwendungen der Ersatzpflege-
person im Ermessen der Pflegekasse steht und die
Aufwendungen im Zusammenhang mit der Ersatzpflege
stehen müssen, kann es nicht zu einer unverhältnismäßi-
gen Inanspruchnahme kommen.

Quelle: PM BSG Az. B 3 P 4/1 4 R

EINKOMMENSTEUER UND PERSÖNLICHE
VORSORGE

Kindergeld: Studium kein Bestandtei l
einer einheitl ichen Erstausbildung
Nimmt ein Kind nach Abschluss einer kaufmännischen
Ausbildung ein Studium auf, das eine Berufstätigkeit vo-
raussetzt, ist das Studium nicht integrativer Bestandtei l
einer einheitl ichen Erstausbildung. Das hat der Bundesfi-
nanzhof (BFH) mit Urtei l vom 4. Februar 201 6
(I I I R 1 4/1 5) entschieden und damit dem Kläger Kinder-
geld versagt.

Im Streitfal l hatte die Tochter des Klägers nach ihrer Aus-
bildung zur Kauffrau im Gesundheitswesen als Angestel l-
te in einer Klinik gearbeitet und sich dann für ein
berufsbegleitendes Studium an einer Verwaltungsakade-
mie beworben, das eine kaufmännische Berufsausbildung
und eine einjährige Berufstätigkeit voraussetzte. Die
Tochter strebte eine Tätigkeit im mittleren Management
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FÜR SPARER UND KAPITALANLEGER

Gesetzl iche Neuerungen im Juni –
Das Konto für Jedermann
Ab 1 9. Juni hat jeder Bürger das Recht auf ein Girokonto.
Das gilt auch für Asylsuchende und Menschen, die mit
Duldung bei uns leben. Voraussetzung ist, dass man ge-
schäftsfähig, also mindestens 1 8 Jahre alt sein muss.
Das Konto erfül lt al le Funktionen eines üblichen Girokon-
tos. Es ermöglicht die Teilnahme am bargeldlosen Zah-
lungsverkehr, aber auch Bar-, Ein- und Auszahlungen.

Bankeninsolvenz: Kunden bekommen
Geld schneller zurück

Geht eine Bank oder Sparkasse pleite, erhalten künftig
die Kunden ihre Einlagen binnen sieben Arbeitstagen zu-
rück. Bisher darf es bis zu 20 Tage dauern. Die neue Re-
gelung gilt in Deutschland ab dem 1 . Juni 201 6, in der
gesamten Europäischen Union spätestens ab 2024. Das
sehen die Regeln für eine bessere Einlagensicherung vor,
die größtentei ls bereits zum 3. Jul i 201 5 in Kraft getreten
sind.

Quelle: Bundesregierung online

STEUERTERMINE IM JULI 201 6
Lohnsteuer, Umsatzsteuer (M, Vj.),
Einkommensteuer, Körperschaftsteuer:
11 .07.201 6 (1 4.07.201 6)*
Fälligkeit der Beiträge zur Sozialversicherung:
25.07.201 6 (Beitragsnachweis)
27.07.201 6 (Beitragszahlung)
Zur Wahrung der Frist muss der Beitragsnachweis am Vortag bis

spätestens 24.00 Uhr eingereicht sein.

* Ende der Schonfrist bei Zahlung durch Überweisung in

Klammern.

WICHTIGER HINWEIS
Gesetze und Rechtsprechung ändern sich fortlaufend. Nutzen Sie deshalb

unsere Briefe zur Information. Bitte denken Sie aber daran, dass Sie vor

Ihren Entscheidungen grundsätzl ich unsere Beratung in Anspruch neh-

men, weil wir sonst keine Verantwortung übernehmen können.

im Gesundheitswesen an. Da sie nach Ansicht der Fami-
l ienkasse eine Ausbildung abgeschlossen hatte und wei-
terhin 30 Wochenstunden arbeitete, wurde die
Kindergeldfestsetzung aufgehoben.

Nach Abschluss einer erstmaligen Berufsausbildung oder
eines Erststudiums wird ein Kind zwischen 1 8 und 25
Jahren, das sich in einer zweiten oder weiteren Ausbil-
dung befindet, nur berücksichtigt, wenn es keiner Er-
werbstätigkeit nachgeht. Eine Erwerbstätigkeit mit bis zu
20 Stunden regelmäßiger wöchentl icher Arbeitszeit, ein
Ausbildungsdienstverhältnis oder ein geringfügiges Be-
schäftigungsverhältnis sind unschädlich (§ 32 Abs. 4 Sät-
ze 2 und 3 des Einkommensteuergesetzes). Da aber die
Tochter die zulässige Wochenarbeitsgrenze überschritten
hatte, kam der Frage, ob es sich bei dem berufsbeglei-
tenden Studium um eine Erst- oder Zweitausbildung han-
delte, entscheidungserhebliche Bedeutung zu. Der BFH
bestätigte das kindergeldschädliche Vorl iegen einer
Zweitausbildung.

Quelle: PM BFH

Elektromobil ität –
Fragen und Antworten zur Kaufprämie
Welche Autos werden bezuschusst? Rein batterieelek-
trische Fahrzeuge werden mit 4000 EUR gefördert, Plug-
In-Hybride mit 3000 EUR. Herstel ler und Bundesregie-
rung tei len sich jeweils die Prämie. Die Förderung gilt für
Privatleute und Gewerbetreibende.

Ist die Förderung begrenzt? Die Förderung ist auf
1 ,2 Mrd. EUR begrenzt und läuft bis 30. Juni 201 9 aus.
Ist der Topf vorher leer, gibt es keine Kaufprämie mehr.
Der Anschaffungspreis ist auch gedeckelt. Die Förderung
der Fahrzeuge gilt nur bei einem Anschaffungspreis bis
60.000 EUR.

Wo beantragt man das Fördergeld? Anträge gibt es
beim Bundesamt für Wirtschaft und Ausfuhrkontrol le
(www.bafa.de). Voraussetzung für die Bewil l igung ist ein
Vertrag des Kfz-Händlers, in dem der Listenpreis des
Fahrzeugs abzüglich der Prämie des Herstel lers explizit
ausgewiesen ist.

Welche Hersteller machen mit? Nach Angaben des
ADAC beteil igen sich BMW, Mercedes, VW, Citroen, Kia,
Nissan, Peugeot, Renault. Ford und Hyundai sind noch in
Vorbereitung und Opel wil l erst ab 201 7 am Förderverfah-
ren tei lnehmen.

Geben Hersteller weitere Nachlässe? Nach letzten
ADAC-Angaben stocken Renault und Nissan Ihren Anteil
auf 3000 EUR auf, macht insgesamt 5000 EUR Preisvor-
tei l . Für den Mitsubishi Outlander PHEV gibt es aktuel l
4000 EUR Nachlass, sodass Käufer insgesamt
5500 EUR weniger zahlen. Lexus und Toyota bieten Hy-
bride um 3000 EUR bil l iger an. Weitere Herstel ler-Aktio-
nen sind wahrscheinl ich.

Quelle: ADAC MW
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